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Beschluss uUber die Zulassigkeit des Einwohnerantrages gegen die hohen
Kita- und Hortgebthren und unpraktikablen Hortzeiten

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1122.06.2017: Stadtrat 22.06.2017 |laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Bernd Hauschild 14.06.2017

Beschlussentwurf
Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) stellt fest, dass

1. der am 29.05.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulassig ist und
2. der am 31.05./01.06.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulassig ist.

Gesetzliche Grundlagen:
§ 25 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Mit Beschliissen vom 28.02.2017 hat der Stadtrat die Kinderbetreuungsatzung sowie die
Elternbeitragssatzung in geanderter Form beschlossen. Beide Satzungen wurden im
Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) am 31.03.2017 6ffentlich bekannt gemacht.

Am 29.05.2017 wurde dem Sekretariat des Oberbirgermeisters ein Mappe Ubergeben, in
der neben einem an den Stadtratsvorsitzenden gerichteten Anschreiben als Anlagen 199
Unterschriftenlisten beigefiigt waren. Mit diesem Einwohnerantrag beantragen die
Unterzeichnenden, dass ,der Stadtrat Giber die Kinderbetreuungssatzung (17StR/17/003)
und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt und dabei insbesondere:

1.

2.

3.

die Gebuhren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen
Stadte mit 20.000 bis 35.000 Einwohnern festgesetzt werden,
berticksichtigt, dass die freien Trager zu grof3en Teilen die
verabschiedeten Betreuungszeiten gar nicht mittragen, und

die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeindeelternrat im
Vorfeld abstimmt, um neu geschaffene, birokratische Hirden abzubauen.”

19 der 199 Unterschriftenlisten sehen auf der Riickseite eine Begriindung vor, die restlichen
180 Unterschriftenlisten sehen auf der Riickseite keine Begriindung vor. Die Begriindung
lautet wie folgt:

~-Worum geht es:

Am 28.02.2017 hat der Stadtrat von Kéthen (Anhalt) fir den Bereich Kinderkrippe,
der Kindergarten und des Horts neue Regelungen und neue Geblhren geschaffen.
Die Gebuhren sind dabei stark gestiegen und liegen deutlich Giber den Gebihren
anderer Stadte in Sachsen-Anhalt. Des Weiteren wurden neue organisatorische
Rahmenbedingungen geschaffen, die wir als betroffene Eltern als unpraktisch
empfinden. Leider wurde der Gemeindeelternrat im Vorfeld nicht beteiligt, so dass
Eltern keinerlei Chancen hatten, ihre Hinweise und Gedanken mit einflieRen zu
lassen.

Zur Kompensation der deutlichen Kostensteigerungen wurde auf die Mdglichkeit
verwiesen, dass man seit 01.04.2017 die Kinderbetreuung stundenweise
abschliel3en kénne. Das geht in den stadtischen Kitas, aber zu grof3en Teilen nicht
bei den freien Tragern. Damit ist ca. jedes 2. Kind in Kothen (Anhalt) von einer
Nichtgestaltbarkeit der Kosten betroffen. Gebiihrensteigerungen von bis zu 1.000
EUR im Jahr sind die Folge.

Das finden wir nicht in Ordnung, so dass wir mit diesem Einwohnerantrag das Ziel
verfolgen, den Stadtrat von Kéthen (Anhalt) nochmals unter Beriicksichtigung dieser
Aspekte mit dem Thema zu beschéftigen. Des Weiteren erwarten wir, dass mit dem
Gemeindeelternrat im Vorfeld solch wichtiger und weitreichender Entscheidung
gesprochen wird.

Mit Ihrer Stimme kdnnen Sie unseren Antrag unterstiitzen. Setzen Sie sich ein und
setzen ein Zeichen, dass mit unseren Kindern (und Eltern) nicht so umgegangen
werden kann.

Zur Begrindung des Antrages:

Kinder sind der wichtigste Baustein unserer Gesellschaft. Sie sichern unsere
Existenz. Die Sozialministerin des Landes, Frau Grimme-Benne (SPD), bezeichnete
die Einkommenssituation von Eltern im Land Sachsen-Anhalt in diesem Jahr als
niedrig und ungunstig. Der Oberbirgermeister der Stadt zeigte bei der aktuellen




Entwicklung der Innenstadt deutlich auf, dass Einkommen in Kéthen (Anhalt)
niedriger sind, als in Nachbarkreisstadten. Somit ist die Maximalerh6hung von
Kinderbetreuungsgebihren der falsche Weg!

a) Innerhalb der Beschlussberatung des Stadtrates wurde dargestellt,
dass Eltern auf die steigenden Gebuhren durch flexiblere
Gestaltungen ihrer Betreuungszeiten reagieren kénnen. Nunmehr ist
festzustellen, dass die freien Trager diese Zeiten nicht anbieten und
damit rund die Halfte aller Eltern der Zugang zu dieser Mdglichkeit
versperrt ist. Diese Eltern werden damit faktisch in die hohen
Gebuhren ,gezwungen®.

b) Die aktuelle Gebuhrenhdhe fuhrt bei Eltern mit schwacheren Einkommen
und mehrerer Kinder zu einer ,Unattraktivitat* von eigener Arbeit.
Diese Eltern werden in soziale Unterstiitzungen gedrangt.
Genau das ist nicht der richtige Weg.

C) Mit der Ubertragungen von zusétzlichem Verwaltungsaufwand auf die
Kitas und Horte sinkt die Arbeitszeit an unseren Kindern! Aufgabe sollte
aber maximale Zeit fur unsere Kinder, nicht fur Verwaltungstatigkeiten
sein.

Hier besteht Nachbesserungsbedarf!

d) Der organisatorische Aufwand fir die An-, Ab- und Ummeldung ist fir
alle Beteiligten unverhaltnismaRig hoch und bedarf einer Uberarbeitung.
Wir brauchen flexible, sich am Leben orientierende Lésungen. Deshalb
ist mit dem Gemeindeelternrat zu sprechen!”

Am 01.06.2017 wurde aus dem Briefkasten der Stadt Kdéthen (Anhalt) eine weiteres
Schreiben entnommen, mit welchem weitere 21 Unterschriftenlisten nachgereicht worden
waren, die samtlichst keine Begriindung enthielten. Das Kuvert enthalt einen durch die
Absender handschriftlich getatigten Vermerk, dass der Briefkasteneinwurf am 31.05.2017
erfolgt sei.

Mafgeblicher Zeitpunkt fur die Beurteilung der Zulassigkeit des Einwohnerantrages ist die
Sach- und Rechtslage am Tag des Antragseingangs, vorliegend also der 29.05.2017. Nach
diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetzlich vorgeschriebene
Kriterien kénnen nur noch in Form eines neuen Einwohnerantrages bericksichtigt werden.
Daher sind die am 31.05./01.06.2017 nachgereichten Unterschriften als eigenstandiger
Antrag zu werten. Dieser hat das von § 25 Abs. 3 Nr. 3 KVG LSA geforderte Quorum von
800 stimmberechtigten Einwohnern nicht erreicht. Damit ist dieser Antrag bereits aus
diesem Grunde unzulassig.

Der am 29.05.2017 eingereichte Antrag weist ebenfalls nicht die Starke von 800
stimmberechtigten Einwohnern auf. Abgegeben wurden 199 Unterschriftenlisten mit jeweils
maximal 10 Zeilen. 19 der Unterschriftenlisten wiesen eine Vorderseite mit dem Begehren
und den Unterschriftenlisten sowie auf der Riickseite eine Begriindung auf. Die restlichen
180 Unterschriftenlisten wiesen auf der Riickseite keine Begriindung auf.

Nach § 25 Abs. 2 Satz 1 KVG LSA muss der Einwohnerantrag ein bestimmtes Begehren
mit Begrindung enthalten. Eine Begrindung ist daher eine gesetzliche Voraussetzung des
Einwohnerantrages. Diese muss — wie die anderen geforderten Bedingungen — Gegenstand
jeder Unterschriftenliste sein (vgl. VerwG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — Az.: 9 A
458/03 MD). Fehlt es hieran, ist unklar, auf welcher Grundlage die Unterschriften geleistet



worden sind. Es fehlt bei diesen Unterschriften (bei denen die Begriindung fehlt) die
plebiszitare Legitimation fir den Einwohnerantrag. Aus diesem Grunde sind die 180
Unterschriftenlisten fur die Bestimmung des Quorums unbeachtlich.

Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld als zustandige Kommunalaufsichtsbehérde hat die
Rechtsauffassung der Verwaltung bestéatigt.

Mit den 19 Unterschriftenlisten, bei denen auf der Rickseite die Begrindung enthalten war,
wird das von 8§ 25 Abs. 3 Nr. 3 KVG LSA geforderte Quorum ebenfalls nicht erreicht. Daher
ist auch der erste am 29.05.2017 eingereichte Antrag unzulassig.

Uber die Zulassigkeit des Einwohnerantrages entscheidet die Vertretung (vgl. § 25 Abs. 5
Satz 1 KVG LSA). Ein (politischer) Ermessenspielraum wird der Vertretung auf Grund des
eindeutigen Gesetzeswortlautes (,stellt ... fest*) nicht eingerdumt. Liegt eine formelle oder
materielle gesetzliche Voraussetzung nicht vor, so ist der Einwohnerantrag nicht zulassig.

Zur Ergéanzung wird dieser Vorlage das Anschreiben der Initiatoren (Anlage 1) sowie eine
unausgefullte Unterschriftenliste mit Vorder- und Ruickseite (Anlage 2) sowie der
ausfiihrliche Prufvermerk (Anlage 3) beigefugt.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt aus diesen Griinden, dass der Stadtrat feststellt, dass

1. der am 29.05.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulassig ist und
2. der am 31.05./01.06.2017 eingereichte Einwohnerantrag unzulassig ist.



Anlage 1 - Anschreiben vom 29.05.2017 _pdf

Anlage 2 - unausgefiillter Einwohnerantrag.pdf Anlage 3 - Priibfvermerk.pdf
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Vorsitzenden des Stadtrates
Herrn Kultusminister a. D.

Dr. Werner Sobetzko
Stadtverwaltung Kéthen (Anhalt)
MarktstralRe 1

06366 Kéthen (Anhalt)

Kéthen/Anh., 29. Mai 2017

Einwohnerantrag gegen die hohen Kita- und Hortgebiihren und die un-
praktikablen Hortzeiten

Sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko,

anliegend Ubersende ich Ihnen die Unterschriftslisten der Einwohnerinnen und Einwohner
der Stadt Kéthen (Anhalt) mit deren Einwohnerantrag mit Stand vom 27.05.2017 gegen die
hohen Kita- und Hortgebiihren und die unpraktikablen Hortzeiten.

Der Einwohnerantrag der Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt) begrun-
det sich wie folgt:

Die vom Stadtrat am 28.02.2017 beschlossenen Kita- und Hortgebihren sind mit
die teuersten in ganz Sachsen-Anhalt. Die Verdnderung von Betreuungszeiten
sind zum Teil gar nicht méglich oder an einen unverhéltnisméBig hohen Aufwand
fur die Eltern gebunden.

Wir, die unterzeichnenden Birgerinnen und Biirger der Stadt Kéthen (Anhalt),
beantragen, dass der Stadtrat (iber die Kinderbetreuungssatzung
(17/StR/17/003) und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt und
dabei

1. Die Gebiihren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen Stidte
mit 20.000 bis 35.000 Einwohnern festzusetzen.

2. Zu beriicksichtigten, dass die freien Trdger zu grofRen Teilen die verabschie-
deten Betreuungszeiten gar nicht mittragen.

3. Die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeindeelternrat im Vorfeld
abstimmt, um neu geschaffene, biirokratische Hiirden abzubauen.
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Die Einwohnerinnen und Einwohner unserer Stadt zeigen mit diesem Antrag deutlich auf,
dass diese eine Neubehandlung unter einer aktiven Beteiligung des Gemeindeelternrates
wunschen.

Ich darf an dieser Stelle nochmals darauf hinweisen, dass der Gemeindeelternrat in der ge-
wahlten Form einer kurzen Anhérung im Rahmen der finalen Beschlussfassung im Stadtrat
keine reale Beteiligungsmdéglichkeit gesehen hat und sieht. Im Interesse unserer Kinder
wilnschen wir uns eine Zusammenarbeit, welche auch einen Austausch von Argumenten
vorsieht.

Ich darf Ihnen hierzu die Bereitschaft des Gemeindeelternrates zusichern und erwarte, auch
mit der deutlichen Unterstitzung der Einwohnerinnen und Einwohner unserer Stadt, einen
konstruktiven Umgang mit diesem Antrag.

Far Ruckfragen stehe ich lhnen gern zur Verfugung.

Mit freundlichen Grii3en

-
i

Maja Heubner

Anlagen

* 199 Unterschriftslisten Stand 29.05.2017





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Anschreiben vom 29.05.2017.pdf


|
Eoo.__mEm@_._m.._wevth_._ﬁmb:ﬂu::o;:m ue aniq usbeu 1ag
(Weyuy) uayio) 99£90 ‘oxueld sewoy] LsH ‘(eyuy) usyIOX 99£90 ‘131Yo1Y BIAIS NeL4 (yeyuy) usyie) 9990 ‘JougnaH elep neuy
“U9)3JUDA UaUosIad apliab|o) Yyoinp uspiam uspusuyoleziaiun s\q
UsYION 99E90 BE SYIIGUIBISIY 18P Ul JBIUISHSPUIBLUSY USP UB /£ LOZ 1B 52 SIG YonmnZ
SOJZINU SWILS BUIS[ 15| ISUOS Uabenuld Jojduloy Sajfly “USjiSne 18qsa) Yalrndq UsBesusS [ewuld Iy aug

aploYag b _ w >
Uyl LIYasI3n niEpsLNgas LO/ 40 an\ | agels SUIBLLIEN aueuIoN

‘usneqnzqe usp.nH ayosieyoinq ‘susyieyasab nau Wn ‘PIWNSAe PISHOA Wi JeIUIYSSPUIBWISY Wap HW uduazsbunnanag Jop Bunyeiseg sip ‘g
pun ‘uabeiniw wolu Jeb usyszsbunnanag uajepalyosqessa alp uajia] uagolb nz Jabes) usialy alp ssep 16nyoisyoniaq ‘g

‘Usplam 1z1asab1s8y UKBUYOMUIT 000°SE SI9 000°0Z HW 21PRIS usyosijjeyue-uasyoes Jajje toa_mf_z USp [ewixew jne uaiyngan sip ‘L
aJopuosaqsul laqep pun juiwisqe Inaws (Z00/LL/41S/L 1) Bunziessbenequiey3 pun (e00/LLr1S/L1)

bunzjessbunnaiaqiapury alp Jagn jenpels Jop ssep ‘uabesjueaq ‘(jeyuy) uayioy 1pels Jop Jobing pun ﬁw::_._mmham uapuauyaleziajun alp M

‘uspunqab uia)3 3|p Iny puemyny uayoy Bigewsiuyeyisaun ue Jopo Yoy bow yoiu 1eb |19 wnz 1si uapazsbunnaneg
UOA BuniapuglaA alq }eyuy-ussyoes zueb uj usisianal SIp JW pu|s UAIYNGaBLOH pun -el)| UsuUasso|yasaq £ 10z 70 8T We 1e1pels WoA a1q

Ua9ZUOH

us|qexipjeldun alp pun uaiyngabuoH pun -euy uayoy aip uabab Benuessuyomuiz
™ qe JW jwuins [9)uQ ‘@ue] ‘edo ‘ewQ ‘'usay3 ‘Biyoim 1s1 swwns 9pS(" "SIYJIU 191S0)Y “J9pury a19sun In4





iiidlyosiaun apal ny PINVA

juayoaids nz jelulaydspulBWan Wap Hw isi gjeysaq ‘usabunso spusIsiualIo UagaT We yais ‘9|qixals uayoneiq JIpm ‘Bunuaquessqn
laute Jepaqg pun yooy Higewsiuljeysaaun usibijelag s Jny 1si Bunppwiwn pun -qy Uy a1p 1ni| puemny ayosuolesjuebio 1aQ (p
ijlepagsbuniassaquoeN 1yaisaq JaiH "ules uauaybieisbunijemis A nj 141U Japuly 819suUN Ny IS7 3jewWIXeW Jage 9)|0s aqebiny
jUISpUIY UBlasun ue 1BZSUSGlY Sip PjUIS SUOH pun seuy alp jne puemynesBuniemisp waydljziesnz uoa usbunbespsqn 1op NN (0
"Bam o611you Jep 1yolu 181 sep neuss 16uelpab usbunzimsiaiun o|eIZoOS Ul UspIaM UIR)T 9SaIq NBqlY
1ouabla UoA ,1elAIRINBUN JBUIS NZ UIBPUIY JJ2JYyaW pun USWIWONUIT UBIBUOBMYDS NW UIBYT 199 Myn) syoyuaiyngas sjjenpe aiq (9
 uabunmzsbh” uaiyngan
usyoy 8Ip ul Yyasipiej Hwep uspiom ulel3 8salq I1s| Liadsiaa uanyolbow Jessip nz Buebnz Jep ulsl|g Jajje si|eH Jap punt wep pun
us1elque 1yolu usuaz osalp Jebei] Ualaly aip Ssep ‘Ud|I1SNZIsa) 1S! Jyswunp “usuugy usislbeal uslszsbunnaliag Jaiyl usbunyeisan
819|qIxal} ydJnp usiynge9 uspuabisls alp yne uisy3 ssep ‘Yjeisabiep epinm salenpels sep Bunielegssnjyoseg Jep gleyssuu (e
iBam ayasiey 1ap usiyngabsbunnanaqgiapury
uoA Bunyoysjewixeiy alp 1sI HWOS -udlpeissieyiequoeN Ul s|e ‘puis Jabupalu (1leyuy) USYI0Y |ul uswwoNulg SSep ‘Jne yoljinap
1peisusuul Jap Bunpoimiuz us|ianiye 1ap 12q 81619z 1pels Jsp Jeisiswebingiaqo Jag ‘Brsunbun pun Bupsiu sje Jyer wasaip ul 1eyuy-
USSOeS pueT Wi uislf3 UOA Uojjenlissuswiwoyul alp 91auydlazaq (QdS) auuag-wuwili9 neid ‘sspue sap uualsiuiw|eizos aiq “Bunysizig
pun bBunnaiag 9jjoAulls BUR UBYDNEIQ SIS "ZUSISIXJ BIOSUN UIBYDIS IS "YeYDS||9Sa9 Jasasun uisisneg a1sBiyoim Jap puis Japuny
‘Sebenuy sep bunpunibag inz

‘uuey uspsam usbuebabuin os 1you (usyg pun)

UISpUIY USISSUN 1l SSep ‘UsydlaZ ule 8IS Yone uszias pun uld yoIs 8IS Udzlas “uszinlsiaiun Beljuy UdIasun aiS usuugy swwis Jaiy| HA
‘PAm usyooidsab usbunpiayosiug Jopusydiallam pun 1a613YaImM Yo|oS PIoJIOA

Wi 181UI]{33PUIBWBY WSP LW SSep Nim UsUeMIs ualslidp saq "uabiijeyossq nz eway | wep Nw apjadsy lasaip Bunbiyoisyoniag Jawun
S|eWIYOOU (J]eyuy) USYIOY UOA Jellpels usp ‘Usblopan 917 sep Beijuesauyomull Wasalp Hw JIM ssep 0s ‘BunupiQ ui Jyoju im uspulj Sya

‘96104 aIp puis Jyer wit Yn3
000°L Nz siq uoA usbuniablalsuaiynqgas) ‘usyjoilaq Uslsoy| Jap UaxJeql|e1sablyoIN Jauld UoA (eyuy) usyioy ul pury Z sapsl "ea 1si Hweq
‘usebel| ualaly Uap 199 JYdIU UBIBL UBYOIB NZ Jaqe ‘selry usyosipels usp ul 1yab seq ‘auuoy uagel|yosge ssiemuapunis Bunnaliagiapury
3P LLOZTY0'LO 118S uew ssep ‘UasaIMIBA USNYDIBOI 8Ip tne apinm uabuniablalsualsoy usyoljnap lap uonesuadwoy inz

"USSSE| NZ USYSI|JUId HW USYUBPSS pun asiomulH
1yl ‘usyey sdouey) IsjBUIR IRY T ssep os 16111913q YOI PISHOA Wi 1BJUIS)E8PUISWIY J3P BpINM JapIaT “uspulydwie yosiyeidun
S|e Uis)3 susjonsqg sje IM 8ip ‘usyeyoseb usbunbuipsquawiyey ayosuolesiuefio snau uapiim udlBlBA SOQ ‘)BYUY-USSYOES
Ul SIPELS Jaispue uaiyngag usp Jagn yoinap usbsl| pun usbensab yieis 1aqep puls usiyngan aiQ “usyeyossh usIynNgen snsu pun
uabunjabay anau suoH sep pun usuebispury Jap ‘adduxapury Jap yolesag usp Iny (1leyuy) usyIOY UOA Jeilpels Jap 1ey /10220'8Z Wy

_ '$9 yab wniop





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - unausgefüllter Einwohnerantrag.pdf


|. Sachverhalt

1. Am 28.02.2017 beschloss der Stadtrat eine neue Kinderbetreuungs- und Elternbei-
tragssatzung. Beide wurden im Amtsblatt vom 31. Méarz 2017 6ffentlich bekannt gemacht.

2. Am 29.05.2017 wurde Frau Rolle eine Mappe Ubergeben, in der ein an den Vorsit-
zenden des Stadtrates, Herrn Dr. Werner Sobetzko, adressiertes Anschreiben nebst als An-
lagen 199 Unterschriftenlisten enthalten war.

2.1. In der Betreffzeile des Anschreibens steht Folgendes:

~Einwohnerantrag gegen die hohen Kita- und Hortgeblhren und die unpraktikablen
Hortzeiten*

Das Anschreiben vom 29.05.2017 hat folgenden Inhalt:
~Sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko,

anliegend tbersende ich Ihnen die Unterschriftenlisten der Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Stadt Kéthen (Anhalt) mit deren Einwohnerantrag mit Stand 27.05.2017
gegen die hohen Kita- und Hortgebuhren und die unpraktikablen Hortzeiten.

Der Einwohnerantrag der Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt)
begriindet sich wie folgt:

Die vom Stadtrat am 28.02.2017 beschlossenen Kita- und Hortgebihren sind
mit die teuersten in ganz Sachsen-Anhalt. Die Veranderung von Betreuungs-
zeiten sind zum Teil gar nicht moglich oder an einen unverhaltnismafig hohen
Aufwand fur die Eltern gebunden.

Wir, die unterzeichnenden Blrgerinnen und Burger der Stadt Kéthen (Anhalt),
beantragen dass der Stadtrat Giber die Kinderbetreuungssatzung
(17/StR/17/003) und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt
und dabei

1. Die Gebihren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen Stad-
te mit 20.000 bis 35.000 Einwohnern festzusetzen.

2. Zu berlcksichtigten, dass die freien Trager zu grofRen Teilen die verab-
schiedeten Betreuungszeiten gar nicht mittragen.

3. Die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeideelternrat im Vorfeld
abstimmt, um neu u geschaffene, birokratische Hirden abzubauen.

Die Einwohnerinnen und Einwohner unserer Stadt zeigen mit diesem Antrag deutlich
auf, dass diese eine Neubehandlung unter einer aktiven Beteiligung des Ge-
meideelternrat winschen.

Ich darf an dieser Stelle nochmals darauf hinweisen, dass der Gemeideelternrat in
der gewahlten Form einer kurzen Anhdrung im Rahmen der finalen Beschlussfassung
im Stadtrat keine reale Beteiligungsmdglichkeit gesehen hat und sieht. Im Interesse
unserer Kinder winschen wir uns eine Zusammenarbeit, welche auch einen Aus-
tausch von Argumenten vorsieht.

1





2.2.

Ich darf Ihnen hierzu die Bereitschaft des Gemeideelternrates zusichern und erwarte,
auch mit der deutlichen Unterstutzung der Einwohnerinnen und Einwohner unserer
Stadt, einen konstruktiven Umgang mit diesem Antrag.

Fiir Riickfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfiigung.*

Die beigefligten 199 Unterschriftenlisten differieren in ihrem auf3eren Erscheinungs-

bild. 19 Unterschriftenlisten weisen eine Vorder- (2.2.1) und Rickseite auf (2.2.2); die restli-
chen lediglich eine Vorderseite (2.2.1).

221

Die Vorderseite enthélt im Querformat die Unterschriftenliste in Form einer ohne

Kopfzeile 10-zeiligen Tabelle, eingebettet zwischen Text. Uber der Tabelle steht Folgendes:

,Fur unsere Kinder. Kostet nichts. Jede Stimme ist wichtig. Eltern, Oma, Opa,
Tante, Onkel stimmt mit ab ...

Einwohnerantrag gegen die hohen Kita- und HortgebUhren
und die unpraktikablen Hortzeiten

Die vom Stadtrat am 28.02.2017 beschlossenen Kita- und Hortgebihren sind mit die
teuersten in ganz Sachsen-Anhalt. Die Ver&nderung von Betreuungszeiten ist zum
Teil gar nicht mdglich oder an unverhaltnismaRig hohen Aufwand fir die Eltern ge-
bunden.

Wir, die unterzeichnenden Birgerinnen und Birger der Stadt Kéthen (Anhalt), bean-
tragen, dass der Stadtrat Uber die Kinderbetreuungssatzung (17StR/17/003) und EI-
ternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt und dabei insbesondere:

1. die Gebluhren auf maximal den Mittelwert aller sachsen-anhaltischen Stadte mit
20.000 bis 35.000 Einwohnern festgesetzt werden,

2. berucksichtigt, dass die freien Trager zu grof3en Teilen die verabschiedeten Be-
treuungszeiten gar nicht mittragen, und

3. die Gestaltung der Betreuungszeiten mit dem Gemeindeelternrat im Vorfeld ab-
stimmt, um neu geschaffene, biirokratische Hiirden abzubauen.”

Unter der Tabelle steht Folgendes:
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,Bitte nur einmal eintragen. Deutlich lesbar ausfilllen. Alles komplett eintragen, sonst
ist Deine Stimme nutzlos.

Zurick bis 25. Mai 2017 an den Gemeindeelternrat, An der Risternbreite 38, 06366
Kdthen

Die Unterzeichnenden werden durch folgende Personen vertreten:

Frau Maja Heubner, 06366 Kdthen (Anhalt), Frau Silvia Richter, 06366 Kéthen (An-

halt), Herr Thomas Franke, 06366 Kéthen (Anhalt)

Bei Fragen bitte an EinwohnerantragfuerKoethen@gmail.com*

Die Rickseite enthélt folgenden Text:

SWorum geht es:

Am 28.02.2017 hat der Stadtrat von Kéthen (Anhalt) fir den Bereich Kinderkrippe,
der Kindergarten und des Horts neue Regelungen und neue Gebiihren geschaffen.
Die Gebuhren sind dabei stark gestiegen und liegen deutlich Gber den Gebihren an-
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derer Stadte in Sachsen-Anhalt. Des Weiteren wurden neue organisatorische Rah-
menbedingungen geschaffen, die wir als betroffene Eltern als unpraktisch empfinden.
Leider wurde der Gemeindeelternrat im Vorfeld nicht beteiligt, so dass Eltern keinerlei
Chancen hatten, ihre Hinweise und Gedanken mit einflieRen zu lassen.

Zur Kompensation der deutlichen Kostensteigerungen wurde auf die Moglichkeit ver-
wiesen, dass man seit 01.04.2017 die Kinderbetreuung stundenweise abschlie3en
koénne. Das geht in den stadtischen Kitas, aber zu grof3en Teilen nicht bei den freien
Tragern. Damit ist ca. jedes 2. Kind in Kéthen (Anhalt) von einer Nichtgestaltbarkeit
der Kosten betroffen. Gebuhrensteigerungen von bis zu 1.000 EUR im Jahr sind die
Folge.

Das finden wir nicht in Ordnung, so dass wir mit diesem Einwohnerantrag das Ziel
verfolgen, den Stadtrat von Kéthen (Anhalt) nochmals unter Berticksichtigung dieser
Aspekte mit dem Thema zu beschéftigen. Des Weiteren erwarten wir, dass mit dem
Gemeindeelternrat im Vorfeld solch wichtiger und weitreichender Entscheidung ge-
sprochen wird.

Mit Ihrer Stimme kénnen Sie unseren Antrag unterstiitzen. Setzen Sie sich ein und
setzen ein Zeichen, dass mit unseren Kindern (und Eltern) nicht so umgegangen
werden kann.

Zur Begrindung des Antrages:

Kinder sind der wichtigste Baustein unserer Gesellschaft. Sie sichern unsere Exis-
tenz. Die Sozialministerin des Landes, Frau Grimme-Benne (SPD), bezeichnete die
Einkommenssituation von Eltern im Land Sachsen-Anhalt in diesem Jahr als niedrig
und ungiinstig. Der Oberbirgermeister der Stadt zeigte bei der aktuellen Entwicklung
der Innenstadt deutlich auf, dass Einkommen in Kéthen (Anhalt) niedriger sind, als in
Nachbarkreisstadten. Somit ist die Maximalerhéhung von Kinderbetreuungsgebiihren
der falsche Weg!

a) Innerhalb der Beschlussberatung des Stadtrates wurde dargestellt, dass Eltern
auf die steigenden Gebuhren durch flexiblere Gestaltungen ihrer Betreuungszei-
ten reagieren konnen. Nunmehr ist festzustellen, dass die freien Trager diese Zei-
ten nicht anbieten und damit rund die Halfte aller Eltern der Zugang zu dieser
Mdglichkeit versperrt ist. Diese Eltern werden damit faktisch in die hohen Gebuh-
ren ,gezwungen”,

b) Die aktuelle Gebuhrenhdhe fiihrt bei Eltern mit schwacheren Einkommen und
mehrerer Kinder zu einer ,Unattraktivitét” von eigener Arbeit. Diese Eltern werden
in soziale Unterstlitzungen gedrangt. Genau das ist nicht der richtige Weg.

c) Mit der Ubertragungen von zusatzlichem Verwaltungsaufwand auf die Kitas und
Horte sinkt die Arbeitszeit an unseren Kindern! Aufgabe sollte aber maximale Zeit
fur unsere Kinder, nicht flr Verwaltungstatigkeiten sein. Hier besteht Nachbesse-
rungsbedarf!

d) Der organisatorische Aufwand fur die An-, Ab- und Ummeldung ist fir alle Betei-
ligten unverhaltnismaRig hoch und bedarf einer Uberarbeitung. Wir brauchen fle-
xible, sich am Leben orientierende Lésungen. Deshalb ist mit dem Gemeinde-
elternrat zu sprechen!

DANKE fur jede Unterschrift!!!«
3. Am 01.06.2017 wurde aus dem Briefkasten der Stadt Kéthen (Anhalt) ein weiteres
Schreiben entnommen, in welchem weitere 21 Unterschriftenlisten zum selben Einwohneran-

trag enthalten war. Das Kuvert hatte einen Vermerk, dass es am 31.05.2017 in den Briefkas-
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ten eingeworfen worden ist. Samtliche der 21 nachgereichten Unterschriftenlisten enthielten
keine Ruckseite entsprechend Ziff. 2.2.2.

1. Zulassigkeit des Einwohnerantrages

1. Die Statthaftigkeit des Einwohnerantrages ergibt sich aus § 25 Abs. (1) Satz 1 KVG
LSA. Danach kdnnen die Einwohner der Kommune, die das 16. Lebensjahr vollendet haben,
beantragen, dass die Vertretung bestimmte Angelegenheiten berét.

2. MafRgeblicher Zeitpunkt fur die Beurteilung der Zulassigkeit des Einwohnerantrages
ist die Sach- und Rechtslage am Tag des Antragseingangs (vgl. Miller/Wiegand in: Kommu-
nalverfassungsrecht Sachsen-Anhalt, Stand: 09/2015, § 25 S. 5), vorliegend als der
29.05.2017. Nach diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetzlich
vorgeschriebene Kriterien kdnnen nur noch in Form eines neuen Einwohnerantrages bertck-
sichtigt werden (vgl. Miller/Wiegand, a. a. O., § 25 S. 5).

2.1 Die am 01.06.2017 aus dem Briefkasten entnommenen ,nachgereichten® Unterschrif-
tenlisten sind daher fir den am 29.05.2017 eingereichten Einwohnerantrag unbeachtlich,
unabhangig von der Frage, ob diese tatsachlich am 31.05.2017 eingeworfen wurden.

2.2.  Hierin kann lediglich ein 2. Einwohnerantrag erblickt werden. Dieser verfehlt die von

§ 25 Abs. (3) Nr. 3 KVG LSA geforderte Starke von 800 stimmberechtigten Einwohnern deut-
lich. Von daher ist dieser 2. Einwohnerantrag wegen Unzulassigkeit durch die Vertretung
zurickzuweisen.

3. Hintergrund fir den Einwohnerantrag sind die Beschliisse des Stadtrates zur Kinder-
betreuungs- sowie zur Elternbeitragssatzung vom 28.02.2017. Der Einwohnerantrag ist von
seiner Intention gegen diese Stadtratsbeschliisse gerichtet, sodass entsprechend § 25

Abs. (4) Satz 2 KVG LSA der Einwohnerantrag innerhalb von zwei Monaten nach der ortstib-
lichen Bekanntgabe des (angegriffenen) Beschlusses eingereicht werden muss.

Die offentliche Bekanntgabe erfolgte entsprechend § 14 Abs. (1) der Hauptsatzung der Stadt
Kothen (Anhalt) im Amtsblatt am 31. Marz 2017. Die Frist fr die Einreichung des Einwoh-
nerantrages endete mithin mit Ablauf des 31. Mai 2017.

Der Antrag ist am 29.05.2017 mit 199 Unterschriftenlisten eingegangen.
Die Frist wurde gewahrt.

4. Antragsberechtigt sind nach 8§ 25 Abs. (1) Satz 1 KVG LSA die Einwohner der Kom-
mune, die das 16. Lebensjahr vollendet haben.

5. Unzweifelhaft ist die Schriftform im Sinne des § 25 Abs. (4) Satz 1 KVG LSA gewahrt.

6. Es gab auch keinen zulédssigen Einwohnerantrag innerhalb der letzten zwdlf Monate,
dessen Gegenstand mit dem jetzigen Einwohnerantrag tbereinstimmt.

7. Es besteht nach § 45 Abs. (1) Satz 1, Abs. (2) Nr. 1 KVG LSA eine gesetzliche Zu-
standigkeit der Vertretung im Sinne des § 25 Abs. (1) Satz 3 KVG LSA fir eine Entscheidung
Uber die Kinderbetreuungs- und Elternbeitragssatzung. Zweifelhaft kénnte dies insb. fir die





auf der Vorderseite der Unterschriftenlisten enthaltene Forderung (Nr. 2) sein, die wie folgt
lautet:

»2. berlicksichtigt, dass die freien Trager zu grol3en Teilen die verabschiedeten Be-
treuungszeiten gar nicht mittragen, und*

Hier kdnnte daran gedacht werden, dass der Stadtrat keine Befugnis hat, den freien Tragern
Vorgaben hinsichtlich deren Betreuungszeiten zu machen, da insoweit 8 5 Abs. (3) Satz 1
KiF6G LSA entgegenstinde. Dieser lautet wie folgt:

,Die Trager der Tageseinrichtungen gestalten die Umsetzung des Erziehungs- und
Bildungsauftrages in eigener Verantwortung.”

Allerdings ist die Forderung m. E. lediglich in Zusammenhang mit dem Eingangssatz des
Begehrens zu verstehen, wonach beantragt wird, ,dass der Stadtrat Gber die Kinderbetreu-
ungssatzung (17/StR/17/003) und Elternbeitragssatzung (17/StR/17/002) erneut abstimmt
und dabei insbesondere® ,2. bericksichtigt, dass die freien Trager zu grof3en Teilen die ver-
abschiedeten Betreuungszeiten gar nicht mittragen®.

Eine theoretisch denkbare Reaktion der Vertretung auf dieses Begehren kann darin beste-
hen, dass die Betreuungszeiten fir eigene Einrichtungen bzw. die Elternbeitragssatzung
Uberarbeitet werden; hierfiir besteht die eingangs beschriebene Zustandigkeit der Vertre-
tung.

8. Es besteht zudem die Frage, ob es sich entsprechend § 25 Abs. (1) Satz 3 KVG LSA
um eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises handelt. Zweifel ergeben sich deshalb,
da der Trager der offentlichen Jugendhilfe nach 8§ 1 Abs. (1) KJHG LSA der Landkreis ist.
Gleichwonhl zeigt ein Vergleich zur Bestimmung in § 90 Abs. (3) Satz 1 Nr. 4 KVG LSA, dass
es sich bei den ,Aufgaben nach dem Kinderférderungsgesetz“ um eine Angelegenheit der
ortlichen Gemeinschaft im Sinne des 8§ 5 Abs. (1) Nr. 1 KVG LSA handelt und mithin von
einem eigenen Wirkungskreis der Stadt Kéthen (Anhalt) auszugehen ist.

9. Eine (etwaige) Unzuldssigkeit des Einwohnerantrages entsprechend § 26 Abs. (2)
Satz 2 KVG LSA (Unzulassigkeit eines Blrgerbegehrens) ist nicht gegeben, da — anders als
nach § 24 Abs. (1) Satz 4 GemO LSA 2009 —im § 25 KVG LSA (zum Thema Einwohneran-
trag) kein Verweis auf den § 26 Abs. (2) KVG LSA (mehr) enthalten ist.

10. Nach § 25 Abs. (2) Satz 1 KVG LSA muss der Antrag ein bestimmtes Begehren mit
Begriindung enthalten und soll bis zu drei Personen benennen, die berechtigt sind, die Un-
terzeichnenden zu vertreten. Letzt genannte Voraussetzung ist erfillt; der Antrag weist auch
ein bestimmtes Begehren auf. Fraglich ist, ob es eine ausreichende Begriindung enthalt.

10.1 Hierfur ist zu differenzieren zwischen den einzelnen Unterschriftenlisten, da diese
erhebliche Unterschiede aufweisen. Soweit die Unterschriftenlisten auf der Riickseite die
unter I.) 2.2.2 dargestellten Ausflihrungen enthalten, bestehen keine Zweifel an einer ausrei-
chenden Begriindung.

10.2 Soweit die Rlckseite jedoch bei einer Vielzahl der Unterschriftenliste fehlt, erscheint
eine ausreichende Begrindung nicht erfolgt. Es sind zwar keine allzu hohen Anforderungen
an die Begrindung zu stellen, sodass selbst Schlageworte geniigen wirden (vgl. Mil-
ler/Wiegand a. a. O., § 25 S. 3); jedoch muss die Begriindung Bestandteil jeder Liste sein
(vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — 9 A 458/03 MD — insoweit fir die Zulassigkeit
eines Blrgerbegehrens). Deshalb muss das Anschreiben selbst aul3er Betracht bleiben;
malfdgeblich ist allein der Inhalt der Unterschriftenlisten, da nur diese von den Unterstitzern
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des Einwohnerantrages unterzeichnet wurden.

Soweit die Initiatoren des Einwohnerantrages dem Antrag eine bestimmte Begriindung bei-
legen wollten, muss diese als Mal3stab herangezogen werden. Andernfalls ware die Ver-
gleichbarkeit der einzelnen Unterschriften nicht mehr gewahrleistet. Sinn und Zweck der Be-
grindung ist die Er6ffnung der Diskussion, ob man sich mit dem Einwohnerantrag identifi-
ziert und diesen unterstiitzen mochte. Insoweit erscheint es daher nicht ausgeschlossen,
dass eine ausfihrliche Begriindung wie angedacht, dazu verleitet hatte, die Unterschrift nicht
zu geben. Die fehlende Rickseite kann daher nicht durch eine (etwaige) Begriindung auf der
Vorderseite geheilt werden.

Aus diesem Grunde kann fir die Unterschriften, bei denen auf der Riickseite die ausfiihrliche
Begriindung fehlt, nicht die endgultige Unterstiitzung durch die Unterzeichnenden festgestellt
werden, sodass insoweit diese Unterschriften m. E. unbeachtlich sind.

11. Ausgehend von der unter Ziff. 10 dargestellten Rechtsfolge ist bei 19 Unterschriften-
listen & 10 Zeilen davon auszugehen, dass das Quorum des 8§ 25 Abs. (3) Nr. 3 KVG LSA
von 800 stimmberechtigten Einwohnern nicht erreicht werden wird. Die konkrete Prifung
anhand des Wahlerverzeichnisses wird gesondert erfolgen.

12. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der am 29.05.2017 eingereichte Antrag so-
wie der am 31.05/01.06.2017 eingereichte Antrag jeweils mangels Erreichen des erforderli-
chen Quorums unzulassig sind. Uber die Zulassigkeit des Einwohnerantrages entscheidet
die Vertretung (vgl. 8 25 Abs. (5) Satz 1 KVG LSA). Ein (politischer) Ermessenspielraum wird
der Vertretung auf Grund des eindeutigen Gesetzeswortlautes (,stellt ... fest®) nicht einge-
raumt. Liegt eine formelle oder materielle gesetzliche Voraussetzung nicht vor, so ist der
Einwohnerantrag nicht zulassig (vgl. Miller/Wiegand, a. a. O., 8 25 S. 5).

13. Das Ergebnis der Beratung oder die Grinde fir die Entscheidung, den Einwohneran-
trag fur unzul&ssig zu erklaren, sind ortsuiblich bekannt zu machen (vgl. 8 25 Abs. (5) Satz 4
KVG LSA).
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